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maßnahmen nebeneinander ausge­
sprochen, dann wirkt das auf die 
Betroffenen wie eine „doppelte Be­
strafung“ . Das ist für das Gebiet des 
Strafrechts nicht zulässig (§ 14 Abs. 1 
StPO). Auch das Ordnungsstrafrecht 
enthält eine ähnliche Vorschrift (§ 13 
Abs. 3 OWG). Muß es ausnahms­
weise nach der vorgenommenen 
Ahndung einer Handlung als Ord­
nungswidrigkeit noch zu deren ge­
richtlicher Bestrafung als Straftat 
kommen, ist die ausgesprochene Ord­
nungsstrafmaßnahme im gericht­
lichen Strafurteil entweder aufzu­
heben oder ausdrücklich aufrechtzu­
erhalten, soweit sie neben der ge­
richtlichen Bestrafung notwendig ist 
(§ 17 OWG).
Soweit es sich daher um Ordnungs­
geldstrafen handelt, wird ihre Auf­
rechterhaltung im allgemeinen nicht 
notwendig sein, da die Strafrahmen 
der verschiedenen Straftatbestände 
den Erfordernissen einer differen­
zierten Bestrafung voll und ganz 
gerecht werden.
Keine Schwierigkeiten gibt es in der 
Praxis in den Fällen, in denen eine 
Handlung oder Handlungsteile ganz 
oder teilweise zugleich straf- und 
ordnungstrafrechtliche Bestimmun­
gen verletzen. Typisch hierfür sind 
Straftaten auf den Gebieten des 
Straßenverkehrs und des Arbeits­
schutzes. In solchen Fällen werden 
in aller Regel nur Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
nach dem Strafgesetzbuch angewen­
det. Das schließt nicht aus, daß es 
Fälle gibt, in denen z. B. neben der 
Entscheidung eines gesellschaftlichen 
Gerichts die Deutsche Volkspolizei 
im Ordnungsstrafverfahren die Fahr­
erlaubnis entzieht.
Es gab im Bezirk Frankfurt (Oder) 
aber auch Beispiele, in denen neben 
einem Strafverfahren noch ein Ord­
nungsstrafverfahren durchgeführt 
und der Rechtsverletzer sowohl mit 
einer Maßnahme der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit nach dem Straf­
gesetzbuch als auch mit einer Ord­
nungsstrafe bestraft wurde.
So wurde ein mehrfach, u. a. auch 
einschlägig Vorbestrafter vom Kreis- 
gerich't wegen unbefugter Benutzung 
eines Kraftfahrzeugs zu einer Frei­
heitsstrafe von einem Jahr und zwei 
Monaten und zum Schadenersatz 
gegenüber seinem Betrieb verurteilt. 
Außerdem wurde die Vollstreckung 
einer sechsmonatigen Freiheitsstrafe 
aus einer vorhergegangenen Verur­
teilung auf Bewährung angeordnet. 
Der Verurteilte hatte nachts in fahr­
untüchtigem Zustand (2,7 Promille 
Blutalkoholgehalt) und ohne Fahr­
erlaubnis den Dumper seines Betrie­
bes ohne Genehmigung benutzt und 
war gegen einen Baum gefahren. Am 
Fahrzeug entstand ein Schaden von 
etwa 7 000 M. Weil die Verletzung 
der §§ 5, 47 StVO und der §§ 5, 89 
StVZO von § 201 StGB nicht mit 
erfaßt wurde (§ 200 StGB war nicht 
erfüllt, da eine „allgemeine Gefahr“ 
nicht entstanden war), orientierte 
der Staatsanwalt des Kreises das 
Volkspolizeikreisamt noch auf die

Durchführung eines Ordnungsstraf­
verfahrens, in dem eine Ordnungs­
geldstrafe von 500 M ausgesprochen 
wurde.
Meines Erachtens war in diesem und 
anderen ähnlichen Fällen die (zu­
sätzliche) Ordnungsgeldstrafe ver­
fehlt. Sie wurde auch auf Ersuchen 
des Staatsanwalts des Bezirks von 
der Deutschen Volkspolizei aufge­
hoben. Nach einer eingehenden Erör­
terung der dargestellten Probleme 
wurde diese fehlerhafte Praxis über­
wunden.
Die Durchführung eines Strafverfah­
rens und eines Ordnungsstrafverfah­
rens und der Ausspruch einer Maß­
nahme der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit nach dem Strafgesetz­
buch und einer Ordnungsgeldstrafe 
ist selbstverständlich dann erforder­
lich, wenn die Ordnungswidrigkeit 
in keinem sachlichen oder zeitlichen 
Zusammenhang mit der Straftat 
steht, so z. B., wenn der Rechtsver­
letzer gegen den Willen des Berech­
tigten zunächst ein Fahrzeug benutzt 
(§ 13 OWVO) oder ohne Fahrerlaub­
nis führt und später, u. U. am näch­
sten Tage, sich unter Alkoholeinfluß 
gemäß §§ 200, 201 StGB schuldig 
macht. Aber auch in diesen Fällen

Die fristgemäße Durchführung der 
Hauptverhandlung ist eine wichtige 
Voraussetzung für die gesellschaft­
liche Wirksamkeit des Strafverfah­
rens. Die Gerichte ringen zielstrebig 
um die Einhaltung der gesetzlichen 
Fristen. In der Praxis gibt es aber 
noch Schwierigkeiten, die u. a. in der 
Zusammenarbeit mit den Rechts­
anwälten in Erscheinung treten und 
im Interesse der Gewährleistung der 
Gesetzlichkeit beseitigt werden müs­
sen.
Einige Rechtsanwälte vertraten z. B. 
die Auffassung, daß der Termin der 
Hauptverhandlung vom Gericht erst 
dann bestimmt werden sollte, wenn 
mit dem Verteidiger darüber eine 
Übereinkunft erzielt wurde. Das ist 
in dieser absoluten Form nicht reali­
sierbar. Das Gericht ist bei der Be­
stimmung des Termins der Haupt­
verhandlung nicht allein verpflich­
tet, die Rechte der Verteidigung auf 
diese Art zu wahren; es muß insge­
samt die in § 201 StPO enthaltenen 
Erfordernisse erfüllen. Außerdem ist 
zu berücksichtigen, daß in Haftsachen 
die Vorführung des inhaftierten An­
geklagten an bestimmten Tagen er­
folgt.
Die Einhaltung der Vier-Wochen- 
Frist des § 201 Abs. 3 StPO erfordert 
deshalb Abstimmungen mit dem 
Verteidiger, insbesondere wenn meh­
rere Verteidiger an einem Strafver­
fahren mitwirken. Diese Abstim­
mung steht jedoch im Ermessen des 
Gerichts.
Ein unter diesen Voraussetzungen 
abgestimmter Termin der Hauptver-

wird m. E. stets zu prüfen sein, ob 
zur Erhöhung der erzieherischen 
Wirksamkeit neben dem Strafver­
fahren noch ein Ordnungsstrafver­
fahren durchzuführen ist.
In der Diskussion zu der behandel­
ten Problematik trat neben anderen 
vor allem das Argument auf, in be­
stimmten schwerwiegenden Fällen, 
wie z. B. in dem vorstehend genann­
ten, sei es nicht gerechtfertigt, dem 
Rechtsverletzer die Ordnungsgeld­
strafe zu „schenken“, zumal Ord­
nungswidrigkeiten bei der Bemes­
sung der gerichtlichen Strafe nicht 
berücksichtigt werden könnten.
Dazu ist festzustellen, daß die Ge­
richte verpflichtet sind, das Gesamt­
verhalten des Rechtsverletzers tat­
bezogen zu beurteilen. Unterbleibt 
das, so ist das fehlerhaft und ein un­
berechtigtes Isolieren zusammen­
gehörender Faktoren. In Fällen wie 
dem geschilderten ist zudem eindeu­
tig, daß die unbefugte Benutzung 
des Fahrzeugs in fahruntüchtigem 
Zustand und ohne Fahrerlaubnis die 
Schwere der Straftat erhöht. Das 
muß bei der Strafzumessung' be­
rücksichtigt werden.
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handlung muß für den Verteidiger 
grundsätzlich bindend sein. In der 
Praxis kommt es aber nicht selten 
vor, daß der Verteidiger dem Ge­
richt nach der Anberaumung des 
Termins seine Verhinderung anzeigt, 
weil er zwischenzeitlich noch andere 
Terminsladungen erhalten hat, für 
deren persönliche Wahrnehmung er 
sich gleichfalls verantwortlich fühlt. 
Anträge auf Terminsverlegung schaf­
fen hier keine befriedigende Lösung, 
weil sie Verzögerungen nach sich 
ziehen, durch die in der Regel auch 
noch andere am Verfahren Beteiligte 
betroffen werden. In Zusammen­
arbeit mit den Rechtsanwälten soll­
ten daher weitere Möglichkeiten für 
die Lösung dieses Problemes erwo­
gen werden.
Das Oberste Gericht hat in seiner 
Entscheidung vom 22. Februar 1972 
- 2 Wst 1/72 - (NJ 1972 S. 273) die 
Erwartung ausgesprochen, daß der 
Verteidiger im Falle seiner Verhin­
derung „für die weniger umfang­
reichen oder weniger komplizierten 
Verfahren einen Vertreter findet“. 
In der Praxis wird aber von der 
Möglichkeit der Unterbevollmächti­
gung im Strafprozeß noch zuwenig 
Gebrauch gemacht.
In dem gegenwärtig gebräuchlichen 
Vordruck für die Strafprozeß-Voll­
macht wird dem Verteidiger das 
Recht eingeräumt, „soweit das Ver­
fahren dazu Anlaß gibt, Untervertre­
ter zu bestellen“. Dieser für das je­
weilige Strafverfahren ausdrücklich 
erklärte Wille des Angeklagten oder 
seines gesetzlichen Vertreters gibt

Verhinderung des Verteidigers und Erteilung 
von Untervollmacht
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